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STELLUNGNAHME 
 

Unterhaltsrecht und Energiepreispauschale 
 

 

In den Fachbereichen Unterhaltsvorschuss und Beistandschaft wird nach den Auswirkungen der Energiepreispau-
schale bei der UV-Bewilligung, beim Rückgriff nach § 7 UVG bzw. im Unterhaltsrecht sowie nach deren Pfändbar-
keit gefragt. 
 

* 
 
I. Auswirkung der Energiepreispauschale auf die UV-Gewährung 
 
Die Energiepreispauschale (EPP) ist in §§ 112–122 EStG geregelt. Sie beträgt einmalig pauschal 300 EUR, ist steu-
erpflichtig und wird ab 1.9.2022 ausgezahlt, Arbeitnehmern (m/w/d*) idR von ihren Arbeitgebern. 
 
Somit erhalten UV-anspruchsberechtigte Auszubildende grundsätzlich auch die EPP iHv brutto 300 EUR. Die Höhe 
des Anspruchs auf Unterhaltsvorschuss bestimmt sich im Fall von Kindern, die sich in Ausbildung befinden, nach 
deren Einkommen (§ 2 Abs. 4 UVG). Daher wird die UV-Leistung im Ergebnis bezogen auf Auszubildende einkom-
mensabhängig gezahlt. 
 
Da § 122 EStG regelt, dass die EPP bei einkommensabhängigen Sozialleistungen nicht als Einkommen zu berück-
sichtigen ist, kommt allein schon gem. § 122 EStG eine Anrechnung auf den UV-Anspruch nicht in Betracht. 
 
Die EPP wirkt sich daher nicht auf die Höhe des UV-Betrags aus. 
 
 
II. Auswirkungen der EPP auf Unterhaltsrecht und somit auch auf Rückgriff nach § 7 UVG 
 
Der Einkommensbegriff ist im BGB nicht definiert. Einkommen gemäß Unterhaltsrecht sind nach der Rechtspre-
chung nicht nur die Einkünfte iSd § 2 Abs. 1 EStG, sondern grundsätzlich alle zufließenden, verfügbaren Mittel, 
gleich welcher Art sie sind und aus welchem Anlass sie im Einzelnen erzielt werden, wenn sie geeignet sind, den 
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gegenwärtigen Lebensbedarf des Beziehers sicherzustellen.1 Dass diese weite Definition den Regelungen des Un-
terhaltsrechts entspricht, zeigt auch § 1610a BGB, der bewusst2 selbstbestimmte Sozialleistungen nicht von den 
Einkünften ausnimmt, sondern lediglich die Vermutung eines Mehrbedarfs aufstellt. 
 
Die EPP ist somit einerseits bedarfsmindernd auf den Barunterhaltsanspruch eines Kindes anzurechnen (hälftige 
Anrechnung bei Minderjährigen) und andererseits einkommenserhöhend beim barunterhaltspflichtigen Elternteil. 
 
Auch in den Leitlinien der Oberlandesgerichte ist unter Ziff. 1.1 der weite Einkommensbegriff zu finden. Unter 
Ziff. 1.2 ist geregelt, dass eine Aufteilung von Einmalzahlungen vorzunehmen ist. So heißt es bspw. in den Süd-
deutschen Leitlinien (SüdLL) [Anm.: Hervorhebungen durch die Verf.]: 
 
„1.2 Soweit Leistungen nicht monatlich anfallen (z.B. Weihnachts- und Urlaubsgeld), werden sie auf ein Jahr umgelegt. Einma-
lige Zahlungen (z.B. Abfindungen) sind auf einen angemessenen Zeitraum (in der Regel mehrere Jahre) zu verteilen.“ 
 
Dazu, was bei der Sonderzahlung EPP iHv 300 EUR als angemessener Zeitraum verstanden werden kann, über den 
die Zahlung zu verteilen ist, gibt es keine verbindlichen Vorgaben. Ob die EPP eine einmalige Zahlung ist, wird die 
Zukunft erst zeigen. Zudem sollte im Hinblick auf die im Vergleich zu Abfindungen eher geringe Höhe von einer 
Aufteilung auf mehrere Jahre abgesehen werden. 
 
Danach dürfte nicht zu beanstanden sein, wenn die staatliche Leistung EPP unter Bezugnahme auf Satz 1 der 
Ziff. 1.2 der SüdLL auf ein Jahr aufgeteilt wird. 
 
Entsprechend ist das Einkommen des Unterhaltspflichtigen für diesen Zeitraum zu erhöhen und ist der Bedarf des 
Unterhaltsberechtigten als gedeckt anzusehen. 
 
 
III. Pfändbarkeit 
 
In §§ 112 ff. EStG wurde zunächst nicht geregelt, dass die EPP unpfändbar sei (anders bspw. die Regelung zum 
Pflegebonus in § 150a Abs. 8 S. 4 SGB XI, in der es heißt: „Der Corona-Pflegebonus ist unpfändbar.“). 
 
Allerdings hat der Gesetzgeber in der ab dem 21.12.2022 gültigen Fassung von § 122 S. 2 EStG die Energiepau-
schale nach § 112 EStG für unpfändbar erklärt. 
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2  Vgl. BT-Drs. 11/6153, 6. 


